
 
 

 

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 
der 

Nexway AG  
(„Gesellschaft“) 

 
mit Sitz in Karlsruhe 

 
ISIN DE000A2E3707 

WKN A2E370 
 
 

Wir laden hiermit unsere Aktionäre zu der am Freitag, den 14. August 2020, um 11:00 Uhr, 
in Form einer virtuellen Hauptversammlung stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung 
ein. 
 
Eine Bild- und Tonübertragung (keine elektronische Teilnahme) der gesamten Hauptversamm-
lung wird für unsere Aktionäre und Aktionärsvertreter live im Internet unter der Adresse 

 
https://nexway-ag.com/de/jahreshauptversammlung/ 

 
erfolgen. Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre erfolgt ausschließlich im Wege der Brief-
wahl oder durch Vollmachtserteilung an einen von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-
vertreter. Bitte beachten Sie insbesondere die Regelungen zur weiterhin erforderlichen Anmel-
dung zur Hauptversammlung. Ort der Hauptversammlung im Sinne des Aktiengesetzes ist der 
Sitz der Gesellschaft, Vincenz-Prießnitz-Str. 3, 76131 Karlsruhe.  

 
  
  



 

I. Tagesordnung 
 
1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der Nexway AG zum 31. Dezem-

ber 2019, des Lageberichts über die Lage der Gesellschaft sowie des Berichts 
des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2019 

 
Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss zum 31. Dezem-
ber 2019 durch Beschluss vom 27. Mai 2020 gebilligt; der Jahresabschluss ist damit 
gemäß § 172 AktG festgestellt. Einer Feststellung des Jahresabschlusses durch die 
Hauptversammlung gemäß § 173 AktG bedarf es daher nicht, sodass zu Tagesord-
nungspunkt 1 keine Beschlussfassung erfolgt. 

 
2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Ge-

schäftsjahr 2019 
 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2019 amtierenden Mit-
gliedern des Vorstands für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen. 

 
3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 

Geschäftsjahr 2019 
 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2019 amtierenden Mit-
gliedern des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen. 

 
4. Wahl des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 

2020 
 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Ebner Stolz GmbH & Co. KG Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft Steuerberatungsgesellschaft, Karlsruhe, zum Abschlussprüfer und Konzern-
abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2020 zu wählen.  

 
5. Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2020 

mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss sowie über entsprechende 
Satzungsänderungen 

 
Mit Blick auf zukünftiges Unternehmenswachstum und etwaige sonstige Finanzie-
rungsmaßnahmen zur Stärkung der Eigenkapitalbasis strebt der Vorstand der Gesell-
schaft ein hohes Maß an Flexibilität für eventuelle Kapitalmaßnahmen an. Die Ermäch-
tigung des Vorstands für die Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten Ka-
pital 2015 gemäß § 4 Abs. 4 der Satzung ist am 17. Juni 2020 ausgelaufen. Daher soll 
ein neues Genehmigtes Kapital 2020 in dem rechtlich zulässigen Umfang geschaffen 
werden. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, die folgenden Beschlüsse zu fassen: 



 

 
a) Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis 

zum 13. August 2025 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um insgesamt bis zu 
EUR 653.765,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe neuer auf den Namen 
lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Geneh-
migtes Kapital 2020). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. 
Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen. Der Aus-
schluss des Bezugsrechts ist dabei nur in den folgenden Fällen zulässig:  

 
(i) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Gesell-

schaft an der Börse gehandelt werden (regulierter Markt oder Freiver-
kehr bzw. die Nachfolger dieser Segmente), die ausgegebenen Aktien 
10 % des Grundkapitals nicht übersteigen und der Ausgabepreis der 
neuen Aktien den Börsenpreis der bereits an der Börse gehandelten 
Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung nicht we-
sentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
unterschreitet und alle eventuellen weiteren Voraussetzungen von 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gewahrt sind. Auf den Betrag von 10 % des 
Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Aus-
nutzung aufgrund anderer entsprechender Ermächtigungen unter Aus-
schluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender An-
wendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben beziehungsweise 
veräußert werden, soweit eine derartige Anrechnung gesetzlich gebo-
ten ist. Im Sinne dieser Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bzw. Aus-
gabepreis bei Übernahme der neuen Aktien durch einen Emissionsmit-
tler unter gleichzeitiger Verpflichtung des Emissionsmittlers, die neuen 
Aktien einem oder mehreren von der Gesellschaft bestimmten Dritten 
zum Erwerb anzubieten, der Betrag, der von dem oder den Dritten zu 
zahlen ist;  

 
(ii) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Er-

werb von Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an 
Unternehmen, gewerblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Mar-
ken oder hierauf gerichtete Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten 
oder sonstigen Sacheinlagen, auch Schuldverschreibungen, Wandel-
schuldverschreibungen und sonstigen Finanzinstrumenten;  

 
(iii) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von 

Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -
pflichten, die von der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften 
ausgegeben wurden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang 



 

einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Options- oder Wand-
lungsrechts bzw. nach Erfüllung einer Options- bzw. Wandlungspflicht 
zustünde; 

 
(iv) für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen. 

 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den 
weiteren Inhalt der Aktienrechte und die sonstigen Einzelheiten der Ka-
pitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Der Vorstand wird 
ermächtigt zu bestimmen, dass die neuen Aktien gemäß § 186 Abs. 5 
AktG von einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder 
§ 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen mit der 
Verpflichtung übernommen werden sollen, sie den Aktionären zum Be-
zug anzubieten.  

 
Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entspre-
chend dem jeweiligen Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Ge-
nehmigten Kapital 2020 abzuändern. 

 
b) § 4 Abs. 4 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:  
 

„Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis 
zum 13. August 2025 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um insgesamt bis zu 
EUR 653.765,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe neuer auf den Namen 
lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Geneh-
migtes Kapital 2020). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. 
Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-
zugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen. Der Ausschluss 
des Bezugsrechts ist dabei nur in den folgenden Fällen zulässig:  

 
(i) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Gesell-

schaft an der Börse gehandelt werden (regulierter Markt oder Freiver-
kehr bzw. die Nachfolger dieser Segmente), die ausgegebenen Aktien 
10 % des Grundkapitals nicht übersteigen und der Ausgabepreis der 
neuen Aktien den Börsenpreis der bereits an der Börse gehandelten 
Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung nicht we-
sentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG un-
terschreitet und alle eventuellen weiteren Voraussetzungen von § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG gewahrt sind. Auf den Betrag von 10 % des Grund-
kapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die wäh-
rend der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnut-
zung aufgrund anderer entsprechender Ermächtigungen unter Aus-
schluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender An-
wendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben beziehungsweise 



 

veräußert werden, soweit eine derartige Anrechnung gesetzlich gebo-
ten ist. Im Sinne dieser Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bzw. Aus-
gabepreis bei Übernahme der neuen Aktien durch einen Emissionsmit-
tler unter gleichzeitiger Verpflichtung des Emissionsmittlers, die neuen 
Aktien einem oder mehreren von der Gesellschaft bestimmten Dritten 
zum Erwerb anzubieten, der Betrag, der von dem oder den Dritten zu 
zahlen ist;  

 
(ii) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Er-

werb von Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an 
Unternehmen, gewerblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Mar-
ken oder hierauf gerichtete Lizenzen, oder sonstigen Produkt-rechten 
oder sonstigen Sacheinlagen, auch Schuldverschreibungen, Wandel-
schuldverschreibungen und sonstigen Finanzinstrumenten;  

 
(iii) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von 

Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -
pflichten, die von der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften 
ausgegeben wurden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang 
einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Options- oder Wand-
lungsrechts bzw. nach Erfüllung einer Options- bzw. Wandlungspflicht 
zustünde; 

 
(iv) für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen. 

 
 Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den 

weiteren Inhalt der Aktienrechte und die sonstigen Einzelheiten der Ka-
pitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Der Vorstand ist er-
mächtigt zu bestimmen, dass die neuen Aktien gemäß § 186 Abs. 5 
AktG von einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder 
§ 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen mit der 
Verpflichtung übernommen werden sollen, sie den Aktionären zum Be-
zug anzubieten.  

 
 Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem 

jeweiligen Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 
2020 abzuändern.“ 

 
6. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb und zur Veräußerung ei-

gener Aktien unter Ausschluss des Bezugs- und Andienungsrechts der Aktio-
näre 

  
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 



 

a) Die Gesellschaft wird ermächtigt, eigene Aktien in Höhe von 10 % des Grund-
kapitals der Gesellschaft zu erwerben. 

 
Die erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen Aktien, welche 
die Gesellschaft bereits erworben hat und noch besitzt oder welche ihr nach 
§§ 71a ff. AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt 10 % des Grundkapitals 
der Gesellschaft übersteigen. 

 
b) Die Ermächtigung wird mit Ablauf der Hauptversammlung, auf der darüber be-

schlossen wird, wirksam und gilt bis zum 13. August 2025. 
 

c) Der Erwerb erfolgt nach Wahl des Vorstands und innerhalb der sich aus den 
aktienrechtlichen Grundsätzen ergebenden Grenzen unter Wahrung des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) über die Börse oder außerhalb 
der Börse, letzteres insbesondere durch ein öffentliches Kaufangebot und auch 
unter Ausschluss des Andienungsrechts der Aktionäre. Bei einem öffentlichen 
Kaufangebot kann die Gesellschaft entweder einen Preis oder eine Preis-
spanne für den Erwerb festlegen. 

 
(i)  Erfolgt der Erwerb der Aktien über die Börse, darf der gezahlte Kauf-

preis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den Durchschnitt der Eröff-
nungsauktion im XETRA®-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse 
(oder einem von der Deutschen Börse AG bestimmten Nachfolgesys-
tem) oder, sofern ein XETRA®-Handel in Aktien der Gesellschaft nicht 
stattfindet, derjenigen Börse an der in diesen 10 Börsenhandelstagen 
die meisten Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in Summe gehandelt wur-
den, („maßgeblicher Kurs“) an den letzten zehn Börsenhandelstagen 
vor dem Erwerb um nicht mehr als 5 % über- oder unterschreiten.  

 
(ii) Erfolgt der Erwerb der Aktien außerhalb der Börse, darf der gezahlte 

Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den maßgeblichen 
Wert einer Aktie der Gesellschaft um nicht mehr als 10 % über- oder 
unterschreiten. 

 
(iii) Der maßgebliche Wert ist bei einem öffentlichen Kaufangebot der 

Durchschnitt der maßgeblichen Kurse an den letzten zehn Börsenhan-
delstagen vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung des Kaufange-
bots. Das Kaufangebot kann weitere Bedingungen vorsehen. Ergeben 
sich nach der Veröffentlichung eines formellen Angebots nicht uner-
hebliche Abweichungen des Börsenkurses der Aktie der Gesellschaft 
gegenüber dem maßgeblichen Wert, so kann das Angebot angepasst 
werden. Im Falle der Anpassung wird auf den Durchschnitt der maß-
geblichen Kurse an den letzten zehn Börsenhandelstagen vor der Ver-
öffentlichung der Angebotsanpassung abgestellt. 



 

 
(iv) Bei einem Erwerb der Aktien außerhalb der Börse in sonstiger Weise 

ist der maßgebliche Wert der Durchschnitt der maßgeblichen Kurse  an 
den letzten zehn Börsenhandelstagen vor dem Tag des Abschlusses 
des dem Erwerb zugrundeliegenden Vertrages. 

 
(v) Überschreitet bei einem öffentlichen Kaufangebot die Zeichnung das 

Volumen des Angebotes, erfolgt die Annahme nach Quoten. Dabei 
kann eine bevorrechtigte Annahme geringerer Stückzahlen bis zu 100 
Stück angedienter Aktien je Aktionär sowie eine Rundung nach kauf-
männischen Gesichtspunkten unter insoweit partiellem Ausschluss ei-
nes eventuellen Rechts der Aktionäre zur Andienung ihrer Aktien vor-
gesehen werden. 

 
d) Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund dieser oder einer vorangegangenen 

Ermächtigung nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworbenen eigenen Aktien mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsat-
zes (§ 53a AktG) zu anderen Zwecken als dem Handel in eigenen Aktien wieder 
zu veräußern.  

 
(i) Die Veräußerung der erworbenen eigenen Aktien kann über die Börse 

erfolgen. 
 

(ii) Daneben kann die Veräußerung auch in anderer Weise als über die 
Börse vorgenommen werden, insbesondere auch zur Erfüllung von 
durch die Gesellschaft oder einer ihrer Konzerngesellschaften einge-
räumten Wandlungs- oder Optionsrechten sowie gegen Sachleistun-
gen etwa zum Erwerb von Unternehmen, Beteiligungen oder gewerb-
lichen Schutzrechten.  

 
Eine Veräußerung außerhalb der Börse ist insbesondere auch zuläs-
sig, sofern maximal Aktien, die 10 % des Grundkapitals nicht über-
schreiten, und zwar sowohl berechnet auf den Zeitpunkt des Wirksam-
werdens dieser Ermächtigung als auch auf den Zeitpunkt der Aus-
übung der Ermächtigung veräußert werden und die erworbenen eige-
nen Aktien zu einem Preis veräußert werden, der den maßgeblichen 
Wert von Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt 
der Veräußerung nicht um mehr als 5 % (ohne Nebenkosten) unter-
schreitet.  

 
Auf den Betrag von 10 % des Grundkapitals gemäß dem vorherigen 
Satz ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die aufgrund 
einer anderen entsprechenden Ermächtigung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des 



 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bis zu der jeweiligen Ausübung der vorlie-
genden Ermächtigung ausgegeben bzw. veräußert werden, soweit 
eine derartige Anrechnung gesetzlich geboten ist. Als maßgeblicher 
Wert gilt dabei der Durchschnitt der maßgeblichen Kurse an den letz-
ten zehn Börsenhandelstagen vor der Veräußerung der Aktien in der 
Eröffnungsauktion im XETRA®-Handel (oder einem Nachfolgesystem) 
oder, sofern ein XETRA®-Handel in Aktien der Gesellschaft nicht statt-
findet, derjenigen Börse an der in diesen 10 Börsenhandelstagen die 
meisten Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in Summe gehandelt wurden. 

 
Das Bezugsrecht der Aktionäre ist dabei in allen Fällen dieses lit. d) 
ausgeschlossen. 

 
e) Der Vorstand wird des Weiteren ermächtigt, eigene Aktien den Aktionären auf-

grund eines an alle Aktionäre gerichteten Angebots unter Wahrung des Gleich-
behandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) zum Bezug anzubieten. Der Vorstand 
kann in diesem Fall mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht für Spit-
zenbeträge ausschließen.  

 
f) Der Vorstand wird ferner ermächtigt, die eigenen Aktien mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss einzuziehen. Die 
Einziehung führt zur Kapitalherabsetzung. Der Vorstand kann abweichend hier-
von bestimmen, dass das Grundkapital bei der Einziehung unverändert bleibt 
und sich stattdessen durch die Einziehung der Anteil der übrigen Stückaktien 
am Grundkapital gemäß § 8 Abs. 3 AktG erhöht (vereinfachtes Einziehungsver-
fahren gem. § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG). Der Vorstand ist in diesem Fall zur An-
passung der Angabe der Zahl der Stückaktien in der Satzung ermächtigt. 

 
g) Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die aufgrund dieser oder früher erteilter Er-

mächtigungen erworbenen eigenen Aktien wie folgt zu verwenden: 
 

 Sie können zur Bedienung von Erwerbspflichten oder Erwerbsrechten auf 
Nexway-Aktien verwendet werden, die mit Vorstandsmitgliedern der Nexway 
AG im Rahmen der Regelung zur Vorstandsvergütung vereinbart wurden bzw. 
werden. Insbesondere können sie den Mitgliedern des Vorstands der Nexway 
AG vom Aufsichtsrat zum Erwerb angeboten oder mit einer Sperrfrist zugesagt 
bzw. übertragen werden, wobei die Mitgliedschaft im Vorstand zum Zeitpunkt 
des Angebots oder der Zusage bestehen muss. Für neu zu gewährende Aktien-
zusagen beträgt die Mindestsperrfrist rund vier Jahre und darf frühestens mit 
Ablauf des zweiten Tages nach Veröffentlichung der Geschäftsergebnisse im 
vierten Kalenderjahr nach dem Zeitpunkt der Zusage enden. Das Bezugsrecht 
der Aktionäre ist dabei ausgeschlossen. 

 



 

 Die Einzelheiten der Vergütung für die Vorstandsmitglieder werden vom Auf-
sichtsrat festgelegt. Hierzu gehören auch Regelungen über die Unverfallbarkeit 
von Aktienzusagen, die einem Mitglied des Vorstands anstelle eines Teils der 
zur Abrechnung kommenden variablen Vergütung (Bonus) gewährt werden; 
ebenso Regelungen über die Behandlung von Aktienzusagen in Sonderfällen, 
wie etwa bei Pensionierung, Erwerbsunfähigkeit oder Tod, für die z.B. ein Bar-
ausgleich zum Stichtag des Ausscheidens vorgesehen werden kann.  

 
h) Die Ermächtigungen unter lit. a) bis g) können ganz oder in Teilbeträgen, einmal 

oder mehrmals, einzeln oder gemeinsam durch die Gesellschaft, aber auch 
durch ihre Konzernunternehmen oder für ihre oder deren Rechnung durch Dritte 
ausgenutzt werden. 

 
7. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Einsatz von Derivaten im Rah-

men des Erwerbs und der Veräußerung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 
AktG unter Bezugsrechtsausschluss und Ausschluss des Andienungsrechts 
der Aktionäre 

 
In Ergänzung der unter Tagesordnungspunkt 6 zu beschließenden Ermächtigung zum 
Erwerb eigener Aktien nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG soll eine Ermächtigung erteilt wer-
den, eigene Aktien auch unter Einsatz von Derivaten zu erwerben und zu veräußern.  

 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 
a) In Ergänzung der unter Tagesordnungspunkt 6 zu beschließenden Ermächti-

gung zum Erwerb eigener Aktien nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG darf der Erwerb 
von Aktien gemäß der unter Tagesordnungspunkt 6 zu beschließenden Er-
mächtigung außer auf den dort beschriebenen Wegen auch unter Einsatz von 
bestimmten Derivaten durchgeführt werden. Mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
können Optionen veräußert werden, die die Gesellschaft zum Erwerb eigener 
Aktien bei Ausübung der Option verpflichten („Put-Optionen“), Optionen erwor-
ben und ausgeübt werden, die der Gesellschaft das Recht vermitteln, eigene 
Aktien bei Ausübung der Option zu erwerben („Call-Optionen“), Terminkauf-
verträge über eigene Aktien abgeschlossen werden, bei denen zwischen Ab-
schluss des Kaufvertrages und der Lieferung der erworbenen Aktien mehr als 
zwei Börsentage liegen („Terminkäufe“), und eigene Aktien unter Einsatz einer 
Kombination aus diesen Derivaten (nachfolgend werden alle vorgenannten Ge-
staltungen als „Eigenkapitalderivate“ bezeichnet) erworben werden. 

 
Alle Aktienerwerbe unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten in Ausübung dieser 
Ermächtigung sind dabei auf Aktien im Umfang von höchstens 10 % des zum 
Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung über diese Ermächti-
gung bestehenden Grundkapitals beschränkt. Die Laufzeit eines Eigenkapi-



 

talderivats darf jeweils 18 Monate nicht überschreiten und muss so gewählt wer-
den, dass der Erwerb der eigenen Aktien in Ausübung des Eigenkapitalderivats 
nicht nach dem 13. August 2025 erfolgen darf. 

 
b) Der bei Ausübung der Put-Optionen beziehungsweise bei Fälligkeit des Ter-

minkaufs zu zahlende Kaufpreis je Aktie („Ausübungspreis“) darf den Durch-
schnitt der Aktienkurse (Eröffnungsauktionspreise für die Aktien der Gesell-
schaft im XETRA®-Handel oder einem Nachfolgesystem) oder, sofern ein XE-
TRA®-Handel in Aktien der Gesellschaft nicht stattfindet, derjenigen Börse an 
der in diesen 10 Börsenhandelstagen die meisten Aktien (Anzahl) der Gesell-
schaft in Summe gehandelt wurden, an der Frankfurter Wertpapierbörse an den 
letzten 10 Handelstagen vor Abschluss des betreffenden Derivatgeschäfts, o-
der sofern die Aktien an der Frankfurter Wertpapierbörse nicht zugelassen sind, 
derjenigen Börse an der in diesen 10 Börsenhandelstagen die meisten Aktien 
(Anzahl) der Gesellschaft in Summe gehandelt wurden, um nicht mehr als 5 %  
überschreiten und um nicht mehr als 5 % unterschreiten, jeweils ohne Erwerbs-
nebenkosten, aber unter Berücksichtigung der erhaltenen beziehungsweise ge-
zahlten Optionsprämie. 

 
c) Eine Ausübung der Call-Optionen darf nur erfolgen, wenn der zu zahlende Kauf-

preis den Durchschnitt der Aktienkurse (Eröffnungsauktionspreise für die Aktien 
der Gesellschaft im XETRA®-Handel oder einem Nachfolgesystem) oder, so-
fern ein XETRA®-Handel in Aktien der Gesellschaft nicht stattfindet, derjenigen 
Börse an der in diesen 10 Börsenhandelstagen die meisten Aktien (Anzahl) der 
Gesellschaft in Summe gehandelt wurden, an der Frankfurter Wertpapierbörse 
an den letzten 10 Handelstagen vor Abschluss des betreffenden Derivatge-
schäfts um nicht mehr als 5 % überschreiten und um nicht mehr als 5 % unter-
schreitet. 

 
d) Durch die Bedingungen der Eigenkapitalderivate muss sichergestellt sein, dass 

die Eigenkapitalderivate nur mit Aktien bedient werden, die unter Wahrung des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes über die Börse erworben wurden.  

 
e) Werden eigene Aktien unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten unter Beachtung 

der vorstehenden Regelungen erworben, ist ein Recht der Aktionäre, solche 
Derivatgeschäfte mit der Gesellschaft abzuschließen, in entsprechender An-
wendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen. Ein Recht der Aktio-
näre auf Abschluss von Derivatgeschäften besteht auch nicht, soweit beim Er-
werb eigener Aktien unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten ein bevorrechtig-
tes Angebot für den Abschluss von Derivatgeschäften bezogen auf geringe 
Stückzahlen an Aktien vorgesehen wird. 

 
Aktionäre haben ein Recht auf Andienung ihrer Aktien nur, soweit die Gesell-
schaft ihnen gegenüber aus den Derivatgeschäften zur Abnahme der Aktien 



 

verpflichtet ist. Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht ist ausgeschlos-
sen. 

 
f) Für die Veräußerung und Einziehung von Aktien, die unter Einsatz von Eigen-

kapitalderivaten erworben werden, gelten die zu Tagesordnungspunkt 7 festge-
setzten Regeln. 

 
8. Wahl eines neuen Aufsichtsratsmitglieds sowie eines Ersatzmitglieds 
 
 Der Aufsichtsrat setzt sich nach §§ 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG und § 6 Abs. 1 der 

Satzung aus drei von der Hauptversammlung zu wählenden Mitgliedern zusammen. 
Aufsichtsratsmitglieder werden für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung 
gewählt, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit 
beschließt. Hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht mitge-
rechnet. Die Hauptversammlung kann eine kürzere Amtszeit bestimmen. 

 
Nach § 6 Abs. 2 der Satzung ist eine Wiederwahl von Aufsichtsratsmitgliedern möglich. 
Scheidet ein Mitglied des Aufsichtsrats vor Ablauf seiner Amtszeit aus dem Aufsichtsrat 
aus, so ist gemäß § 6 Abs. 4 der Satzung auf der nächsten Hauptversammlung ein 
neues Aufsichtsratsmitglied für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds 
zu wählen, soweit die Hauptversammlung die Amtszeit nicht abweichend bestimmt. Die 
Hauptversammlung kann für die von ihr zu wählenden Aufsichtsratsmitglieder Ersatz-
mitglieder wählen, die in der bei der Wahl festzulegenden Weise Mitglieder des Auf-
sichtsrats werden, wenn Aufsichtsratsmitglieder vor Ablauf ihrer Amtszeit ausscheiden. 

 
 Das Aufsichtsratsmitglied Herr Aston Fallen hat sein Amt mit Wirkung ab Beendigung 

dieser Hauptversammlung niedergelegt. Es soll deshalb ein neues Mitglied für eine 
Amtszeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das 
Geschäftsjahr 2023 beschließt, in den Aufsichtsrat gewählt werden. Zudem soll ein Er-
satzmitglied bestellt werden. 

 
a) Der Aufsichtsrat schlägt vor,  
 
- Herrn Aston Fallen, wohnhaft in Frankfurt am Main, selbständiger Unternehmer,  
 
für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das 
Geschäftsjahr 2023 beschließt, in den Aufsichtsrat zu wählen. 
 
b) Der Aufsichtsrat schlägt ferner vor, für den Fall des Ausscheidens des vorstehend 
unter a) zu wählenden Aufsichtsratsmitglieds, Herrn Aston Fallen, vor Ablauf seiner 
Amtszeit,  
 
 



 

-  Herrn Brian McConville, wohnhaft in New York, New York, Vereinigte Staaten von 
Amerika, Director bei 8+ Holdings LLC (New York, New York, Vereinigte Staaten 
von Amerika)  

 
zum Ersatzmitglied zu wählen. Die Wahl zum Ersatzmitglied erfolgt unter der Maßgabe, 
dass Herr Aston Fallen im Falle seiner Wahl vor Ablauf seiner regulären Amtszeit aus 
dem Aufsichtsrat ausscheidet und die Hauptversammlung nicht vor diesem Ausschei-
den einen Nachfolger wählt. Die Amtszeit des in den Aufsichtsrat nachgerückten Er-
satzmitglieds endet zu dem Zeitpunkt, in dem die reguläre Amtszeit von Herrn Aston 
Fallen ablaufen würde. 

 
9. Beschlussfassung über die Änderung der Firma der Gesellschaft sowie ent-

sprechende Änderung der Satzung 
 
Infolge der Veräußerung der Schweizer Tochtergesellschaft Nexway Group AG, ein-
schließlich der französischen Nexway SAS, soll die Firma der Gesellschaft geändert 
und die Satzung der Gesellschaft entsprechend geändert werden.  
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Die Firma der Gesellschaft wird in „asknet Solutions AG“ geändert.  

 
§ 1 Satz 1 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst: 

 
„Die Gesellschaft führt die Firma 

asknet Solutions AG.“ 
 
10.  Anzeige des Verlustes der Hälfte des Grundkapitals 
 

Der Vorstand der Gesellschaft zeigt der Hauptversammlung an, dass bei der Gesell-
schaft ein Verlust in Höhe der Hälfte des Grundkapitals eingetreten ist. 

 
 

II. Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 5: 
 
Bericht des Vorstands über den Ausschluss des Bezugsrechts im Rahmen des geneh-
migten Kapitals 2020 gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG i. V. m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG  
 
1. Einleitung 
 
Der Vorstand hat zu Punkt 5 der Tagesordnung gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG i. V. m. § 186 
Abs. 4 Satz 2 AktG einen schriftlichen Bericht über die Gründe für den Bezugsrechtsaus-
schluss erstattet. 
 



 

Der Bericht wird wie folgt bekannt gemacht: 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen unter Tagesordnungspunkt 5 die Schaffung eines neuen 
Genehmigten Kapitals 2020 in Höhe von bis zu EUR 653.765,00 vor. Das genehmigte Kapital 
2020 soll die Flexibilität der Gesellschaft erhöhen und ihr im Interesse ihrer Aktionäre zusätz-
liche Handlungsmöglichkeiten einräumen. 
 
Im Falle einer Kapitalerhöhung unter Ausnutzung des genehmigten Kapitals ist den Aktionären 
grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen, das im Wege des mittelbaren Bezugsrechts ab-
gewickelt werden kann. Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats in bestimmten Fällen das Bezugsrecht im Rahmen des genehmigten Kapitals 2020 
ausschließen zu können.  

 
2. Bezugsrechtsausschluss bei Kapitalerhöhungen um bis zu 10 % 

 
Das Bezugsrecht der Aktionäre kann insbesondere bei Barkapitalerhöhungen im Hinblick auf 
bis zu 10 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens bzw. der Ausübung der Ermächtigung 
bestehenden Grundkapitals ausgeschlossen werden, wenn der Ausgabepreis der neuen Ak-
tien den Börsenpreis der bereits an der Börse gehandelten Aktien der Gesellschaft gleicher 
Gattung und Ausstattung nicht wesentlich unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG, erleichter-
ter Bezugsrechtsausschluss). Auf die 10 %ige Beschränkung sind andere Fälle des erleichter-
ten Bezugsrechtsausschlusses aufgrund einer gegebenenfalls noch zu beschließenden Er-
mächtigung durch die Hauptversammlung anzurechnen, soweit dies gesetzlich geboten ist. 
Die Möglichkeit, das Bezugsrecht der Aktionäre im Hinblick auf Barkapitalerhöhungen, die 
10 % des Grundkapitals nicht übersteigen, ausschließen zu können, versetzt die Gesellschaft 
in die Lage, zur Aufnahme neuer Mittel zur Unternehmensfinanzierung kurzfristig, ohne das 
Erfordernis eines mindestens 14 Tage dauernden Bezugsangebotes, flexibel auf sich bietende 
günstige Kapitalmarktsituationen zu reagieren und die neuen Aktien bei institutionellen Anle-
gern platzieren zu können.  
 
Bei dem erleichterten Bezugsrechtsausschluss handelt es sich um einen gesetzlich vorgese-
henen Regelfall, in dem das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen werden kann. Durch 
die Beschränkung auf 10 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens bzw. der Ausübung der 
Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals wird das Schutzbedürfnis der Aktionäre im Hinblick 
auf eine quotenmäßige Verwässerung ihrer Beteiligung berücksichtigt. Aktionäre, die ihre Be-
teiligungsquote beibehalten wollen, können durch Zukäufe über die Börse die Reduzierung 
ihrer Beteiligungsquote verhindern. Im Falle des erleichterten Bezugsrechtsausschlusses ist 
zwingend, dass der Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsenkurs nicht wesentlich unter-
schreitet. Damit wird dem Schutzbedürfnis der Aktionäre hinsichtlich einer wertmäßigen Ver-
wässerung ihrer Beteiligung Rechnung getragen. Durch diese Festlegung des Ausgabeprei-
ses nahe am Börsenkurs wird sichergestellt, dass der Wert des Bezugsrechts für die neuen 
Aktien sich praktisch der Nullmarke nähert.  

 
3. Bezugsrechtsausschluss bei Sachleistungen 



 

 
Das Bezugsrecht kann weiterhin bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere 
zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen, ge-
werblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf gerichtete Lizenzen, oder 
sonstigen Produktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, auch Schuldverschreibungen, Wan-
delschuldverschreibungen und sonstigen Finanzinstrumenten, ausgeschlossen werden. Hier-
durch soll die Gesellschaft die Möglichkeit erhalten, auf nationalen und internationalen Märkten 
flexibel auf sich bietende Gelegenheiten insbesondere zum Erwerb von Unternehmen, Unter-
nehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen sowie auf Angebote zu Unternehmenszu-
sammenschlüssen reagieren zu können. Insbesondere im Rahmen von Unternehmens- oder 
Beteiligungserwerben bestehen vielfältige Gründe, Verkäufern statt eines Kaufpreises aus-
schließlich in Geld, auch Aktien oder nur Aktien zu gewähren. Insbesondere kann auf diese 
Weise die Liquidität der Gesellschaft geschont und der / die Verkäufer an zukünftigen Kurs-
chancen beteiligt werden. Diese Möglichkeit erhöht die Wettbewerbschancen der Gesellschaft 
bei Akquisitionen. Der Gesellschaft erwächst dadurch kein Nachteil, denn die Emission von 
Aktien gegen Sachleistung setzt voraus, dass der Wert der Sachleistung in einem angemes-
senen Verhältnis zum Wert der Aktien steht. Der Vorstand der Gesellschaft wird bei der Aus-
nutzung der Ermächtigung sorgfältig die Bewertungsrelation zwischen der Gesellschaft und 
der erworbenen Beteiligung bzw. des Unternehmens prüfen und im wohlverstandenen Inte-
resse der Gesellschaft und der Aktionäre den Ausgabepreis der neuen Aktien und die weiteren 
Bedingungen der Aktienausgabe festlegen. 

 
4. Bezugsrechtsausschluss bei Schuldverschreibungen 

 
Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts zu Gunsten der Inhaber der von der 
Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschreibungen mit 
Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten dient dem Zweck, im Falle einer Ausnutzung 
dieser Ermächtigung den Options- bzw. Wandlungspreis nicht entsprechend den sogenannten 
Verwässerungsklauseln der Options- bzw. Wandlungsbedingungen ermäßigen zu müssen. 
Vielmehr soll auch den Inhabern der Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungs-
rechten bzw. -pflichten ein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt werden können, wie es 
ihnen nach Ausübung des Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung der Options- 
oder Wandlungspflicht zustehen würde. Mit der Ermächtigung erhält der Vorstand die Mög-
lichkeit, bei der Ausnutzung des genehmigten Kapitals 2020 unter sorgfältiger Abwägung der 
Interessen zwischen beiden Alternativen zu wählen. 

 
5. Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge 

 
Ferner ist der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, das Bezugsrecht zur 
Vermeidung von Spitzenbeträgen auszuschließen. Spitzenbeträge können sich aus dem Um-
fang des jeweiligen Volumens der Kapitalerhöhung und der Festlegung eines praktikablen Be-
zugsverhältnisses ergeben. Der vorgesehene Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbe-
träge ermöglicht ein glattes Bezugsverhältnis und erleichtert so die Abwicklung der Emission. 



 

Die vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen freien Spitzen werden bestmöglich für 
die Gesellschaft verwertet.  
 
Soweit der Vorstand während eines Geschäftsjahres die Ermächtigung ausnutzt, wird er in der 
folgenden Hauptversammlung hierüber berichten. 
 

III. Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 6 und Tagesordnungspunkt 7: 
 
Bericht des Vorstands über den Ausschluss des Bezugsrechts im Rahmen der Ermäch-
tigung zum Erwerb und zur Veräußerung eigener Aktien gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 
Halbsatz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

 
1. Einleitung 
 
Der Vorstand hat zu Punkt 6 und Punkt 7 der Tagesordnung gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 
Halbsatz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG einen schriftlichen Bericht über die Gründe für den Be-
zugsrechtsausschluss erstattet. Der Bericht liegt vom Tage der Einberufung der Hauptver-
sammlung an in den Geschäftsräumen der Gesellschaft zur Einsichtnahme durch die Aktio-
näre aus. Auf Verlangen wird dieser Bericht jedem Aktionär unverzüglich und kostenlos über-
sandt. Der Bericht wird wie folgt bekannt gemacht:  
 
2. Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG  
 
In Punkt 6 der Tagesordnung wird die Gesellschaft ermächtigt, eigene Aktien zu erwerben, 
durch Tagesordnungspunkt 7 wird die Möglichkeit des Erwerbs unter Einsatz von Eigenkapi-
talderivaten geregelt.  
 
Deutsche Unternehmen dürfen eigene Aktien in begrenztem Umfang auf Grund einer beson-
deren Ermächtigung durch die Hauptversammlung erwerben. Die Laufzeit der Ermächtigung 
ist auf fünf Jahre begrenzt. Damit soll der Vorstand in die Lage versetzt werden, im Interesse 
der Gesellschaft und ihrer Aktionäre eigene Aktien bis zu einer Höhe von 10 % des derzeitigen 
Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben. Dabei soll der Gesellschaft vorliegend die Mög-
lichkeit gegeben werden, eigene Aktien zu allen gesetzlich zulässigen Zwecken zu erwerben, 
etwa zur Reduzierung der Eigenkapitalausstattung, zur Kaufpreiszahlung für Akquisitionen o-
der aber, um die Aktien wieder zu veräußern.  
 
Neben dem Erwerb über die Börse soll die Gesellschaft auch die Möglichkeit erhalten, eigene 
Aktien u.a. durch ein öffentliches, an die Aktionäre der Gesellschaft zu richtendes Kaufangebot 
zu erwerben. Der Gesellschaft wird damit größere Flexibilität eingeräumt. In Fällen in denen 
dies im angemessenen Interesse der Gesellschaft liegt, soll der Vorstand bei Wahrung der 
Voraussetzungen des § 53a AktG das Andienungsrecht der Aktionäre ausschließen können. 
 
Bei dem Erwerb eigener Aktien über ein öffentliches Kaufangebot ist der aktienrechtliche 
Gleichbehandlungsgrundsatz zu beachten. Sofern ein öffentliches Kaufangebot überzeichnet 



 

ist, muss die Annahme nach Quoten erfolgen. Jedoch soll es zulässig sein, eine bevorrechtigte 
Annahme kleiner Offerten oder kleiner Teile von Offerten bis zu maximal 100 Stück Aktien 
vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, glatte Erwerbsquoten festlegen zu können und 
trotzdem kleine Aktienbestände zu berücksichtigen.  
 
Der Einsatz von Eigenkapitalderivaten beim Erwerb eigener Aktien gibt der Gesellschaft die 
Möglichkeit, einen Rückkauf zu optimieren. Er soll, wie schon die gesonderte Begrenzung auf 
10 % des Grundkapitals verdeutlicht, das Instrumentarium des Aktienrückkaufs ergänzen, 
aber zugleich auch seine Einsatzmöglichkeiten erweitern. Sowohl die Vorgaben für die Aus-
gestaltung der Optionen als auch die Vorgaben für die zur Belieferung geeigneten Aktien stel-
len sicher, dass auch bei dieser Erwerbsform den Anforderungen des § 53a AktG Rechnung 
getragen werden kann. Die Laufzeit der Optionen wird grundsätzlich 18 Monate nicht überstei-
gen. 
 
Bei der Veräußerung von Put-Optionen wird dem Erwerber der Put-Option das Recht gewährt, 
Aktien der Gesellschaft zu einem in der Put-Option festgelegten Preis, dem Ausübungspreis, 
an die Gesellschaft zu veräußern. Als Gegenleistung erhält die Gesellschaft eine Optionsprä-
mie, die unter Berücksichtigung unter anderem des Ausübungspreises, der Laufzeit der Option 
und der Volatilität der eigenen Aktien dem Wert des Veräußerungsrechts entspricht. Wird die 
Put-Option ausgeübt, vermindert die Optionsprämie, die der Erwerber der Put-Option gezahlt 
hat, den von der Gesellschaft für den Erwerb der Aktie insgesamt erbrachten Gegenwert. Die 
Ausübung der Put-Option ist für den Optionsinhaber in der Regel dann wirtschaftlich sinnvoll, 
wenn der Kurs der Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Ausübung unter dem Aus-
übungspreis liegt, weil er dann die Aktie zu dem höheren Ausübungspreis verkaufen kann. 
Aus Sicht der Gesellschaft kann der Aktienrückkauf unter Einsatz von Put-Optionen etwa den 
Vorteil bieten, dass der Ausübungspreis bereits bei Abschluss des Optionsgeschäfts festgelegt 
wird, während die Liquidität erst am Ausübungstag abfließt. Übt der Optionsinhaber die Option 
nicht aus, weil der Aktienkurs am Ausübungstag über dem Ausübungspreis liegt, kann die 
Gesellschaft auf diese Weise zwar keine eigenen Aktien erwerben, ihr verbleibt jedoch die 
vereinnahmte Optionsprämie.  
 
Beim Erwerb einer Call-Option erhält die Gesellschaft gegen Zahlung einer Optionsprämie das 
Recht, eine vorher festgelegte Anzahl an eigenen Aktien zu einem vorher festgelegten Preis, 
dem Ausübungspreis, vom Veräußerer der Option, dem Stillhalter, zu kaufen. Die Ausübung 
der Call-Option ist für die Gesellschaft dann wirtschaftlich sinnvoll, wenn der Kurs der eigenen 
Aktien über dem Ausübungspreis liegt, da sie die Aktien dann zu dem niedrigeren Ausübungs-
preis vom Stillhalter kaufen kann. Zusätzlich wird die Liquidität der Gesellschaft erst dann mit 
dem vereinbarten Ausübungspreis belastet, wenn bei Ausübung der Call-Option der festge-
legte Preis für die Aktien gezahlt werden muss.  
 
Beim Terminkauf erwirbt die Gesellschaft die Aktien nach der Vereinbarung mit dem Termin-
verkäufer zu einem bestimmten, in der Zukunft liegenden Termin zu dem bei Abschluss des 



 

Terminkaufs festgelegten Erwerbspreis. Der Abschluss von Terminkäufen kann für die Gesell-
schaft sinnvoll sein, wenn sie einen Bedarf an eigenen Aktien zum Termin zu einem bestimm-
ten Preisniveau sichern will.  
 
Die an den Derivatgeschäften nicht beteiligten Aktionäre erleiden keinen wesentlichen wert-
mäßigen Nachteil, weil ihre Stellung insoweit der Stellung der Aktionäre beim Aktienrückkauf 
über die Börse, bei dem nicht alle Aktionäre tatsächlich Aktien an die Gesellschaft verkaufen 
können, entspricht. Sowohl die Vorgaben für die Ausgestaltung der Derivate als auch die Vor-
gaben für die zur Belieferung geeigneten Aktien stellen sicher, dass auch bei dieser Erwerbs-
form den Anforderungen des § 53a AktG umfassend Rechnung getragen wird. Insofern ist es, 
auch unter dem § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zugrunde liegenden Rechtsgedanken, gerechtfer-
tigt, dass den Aktionären kein Recht zustehen soll, solche Derivatgeschäfte mit der Gesell-
schaft abzuschließen. Ein Recht der Aktionäre auf Abschluss von Derivatgeschäften besteht 
auch nicht, soweit beim Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten ein 
bevorrechtigtes Angebot für den Abschluss von Derivatgeschäften, bezogen auf geringe 
Stückzahlen an Aktien, vorgesehen wird. Der Ausschluss des Bezugs- und des Andienungs-
rechts ermöglicht es, Derivatgeschäfte kurzfristig abzuschließen, was bei einem Angebot zum 
Abschluss von solchen Derivatgeschäften an alle Aktionäre nicht möglich wäre.  
 
Beim Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten soll Aktionären ein Recht 
auf Andienung ihrer Aktien nur zustehen, soweit die Gesellschaft aus den Eigenkapitalderiva-
ten ihnen gegenüber zur Abnahme der Aktien verpflichtet ist. Anderenfalls wäre der Einsatz 
von Eigenkapitalderivaten im Rahmen des Rückerwerbs eigener Aktien nicht möglich, und die 
damit für die Gesellschaft verbundenen Vorteile wären nicht erreichbar. Der Vorstand hält die 
Nichtgewährung beziehungsweise Einschränkung des Andienungsrechts nach sorgfältiger 
Abwägung der Interessen der Aktionäre und des Interesses der Gesellschaft aufgrund der 
Vorteile, die sich aus dem Einsatz von Eigenkapitalderivaten für die Gesellschaft ergeben kön-
nen, für gerechtfertigt. 
 
3. Verwendungsmöglichkeiten der eigenen Aktien 
 
In Punkt 7 der Tagesordnung wird die Gesellschaft ermächtigt, erworbene Aktien wieder zu 
veräußern. Gemäß Tagesordnungspunkt 8 gilt diese Ermächtigung auch für die Fälle des Er-
werbs eigener Aktien unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten. Die Möglichkeit zum Wieder-
verkauf eigener Aktien dient der vereinfachten Mittelbeschaffung. Gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 
Satz 5 AktG kann die Hauptversammlung der Gesellschaft auch zu einer anderen Form der 
Veräußerung als über die Börse unter Ausschluss des Bezugsrechts ermächtigen.  
 
Insbesondere können die eigenen Aktien entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu einem 
Preis veräußert werden, der den Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft im Zeitpunkt der Ver-
äußerung nicht wesentlich unterschreitet. Die Möglichkeit einer solchen Veräußerung liegt im 
Interesse der Gesellschaft. Sie erlaubt eine schnellere und kostengünstigere Platzierung der 
Aktien als deren Veräußerung unter entsprechender Anwendung der Regeln eines Bezugs-



 

rechts der Aktionäre. Den Aktionären entsteht nach der Wertung des Gesetzgebers kein Nach-
teil, da sie, soweit sie am Erhalt ihrer Stimmrechtsquote interessiert sind, die entsprechende 
Anzahl von Aktien jederzeit an der Börse erwerben können.  
 
Darüber hinaus schafft die Ermächtigung die Möglichkeit, eigene Aktien als Gegenleistung bei 
dem Erwerb von Unternehmen, von Beteiligungen an Unternehmen oder von gewerblichen 
Schutzrechten anbieten zu können. Der internationale Wettbewerb und die Globalisierung der 
Wirtschaft verlangen zunehmend diese Form der Akquisitionsfinanzierung. Die vorgeschla-
gene Ermächtigung soll der Gesellschaft den notwendigen Handlungsspielraum geben, um 
Akquisitionschancen schnell und flexibel nutzen zu können. 
 
Ferner ermöglicht es die Ermächtigung, dass die eigenen Aktien den Aktionären der Gesell-
schaft aufgrund eines Angebots, das an alle Aktionäre gerichtet ist und den Gleichheitsgrund-
satz beachtet, zum Bezug angeboten werden. In einem solchen Fall kann der Vorstand mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht für Spitzenbeträge ausschließen. 
 
Außerdem ist die Gesellschaft berechtigt, die gemäß dieser Ermächtigung erworbenen eige-
nen Aktien auch zur Erfüllung von Wandlungs- oder Optionsrechten zu verwenden, die von 
der Gesellschaft oder einer ihrer Konzerngesellschaften eingeräumt wurden. Voraussetzung 
für diese Art der Verwendung ist der Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre. 
 
Schließlich sieht die Ermächtigung die Möglichkeit vor, dass die erworbenen eigenen Aktien 
ohne erneuten Beschluss der Hauptversammlung eingezogen werden können.  
 
4. Berichterstattung 
 
Der Vorstand wird der jeweils folgenden Hauptversammlung über eine Ausnutzung dieser Er-
mächtigung berichten. Zudem gibt die Gesellschaft im Anhang zum jeweiligen Jahresab-
schluss den Bestand an eigenen Aktien der Gesellschaft, den Zeitpunkt des Erwerbs, die 
Gründe für den Erwerb, bei entsprechenden Transaktionen im betreffenden Geschäftsjahr 
auch die jeweiligen Erwerbe oder Veräußerungen unter Angabe der Zahl der Aktien, des Er-
werbs- oder Veräußerungspreises sowie die Verwendung des Erlöses, an. 
 

IV. Weitere Angaben 
 
Voraussetzungen für die Verfolgung der virtuellen Hauptversammlung im Internet und 

die Ausübung des Stimmrechts 
 
Die Hauptversammlung wird als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der 
Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft) abgehalten, § 1 Abs. 2 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, 
Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der 
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie („COVID-19-Gesetz“). 
 



 

Für die Aktionäre erfolgt eine Bild- und Tonübertragung der gesamten Hauptversammlung im 
Internet unter 
 

https://nexway-ag.com/de/jahreshauptversammlung/ 
 
Für den Zugang zum Aktionärsportal benötigen die Aktionäre ihre Aktionärsnummer und das 
dazugehörige Zugangspasswort. Die Aktionärsnummer sowie das individuelle 
Zugangspasswort können den mit der Einladung übersandten Unterlagen entnommen werden. 
 
Es besteht keine Möglichkeit, dass Aktionäre im Sinne von § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG an der 
Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit am Ort der Versammlung und ohne einen 
Bevollmächtigten teilnehmen. Es ist für Aktionäre nicht möglich, sämtliche oder einzelne ihrer 
Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation auszuüben; insbesondere 
ermöglicht die Liveübertragung keine Teilnahme an der Hauptversammlung im Sinne des 
§ 118 Abs. 1 Satz 2 AktG. 
 
Die Stimmrechtsausübung durch die Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten erfolgt wie 
nachstehend näher bestimmt ausschließlich im Wege der Briefwahl oder durch 
Vollmachtserteilung an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft. 
 
Zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind 
gemäß § 12.1 der Satzung nur Aktionäre berechtigt, die im Aktienregister eingetragen sind 
und sich zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung angemeldet haben. 
   
Es ist durch eindeutige Angaben für eine zweifelsfreie Identifizierung des sich anmeldenden 
Aktionärs zu sorgen, etwa durch Nennung seines vollständigen Namens oder seiner 
vollständigen Firma, wie im Aktienregister eingetragen. 
 
Die Anmeldung muss der Gesellschaft spätestens am 7. August 2020, 24:00 Uhr unter 
folgender Adresse zugehen: 
 

Nexway AG 
c/o Computershare Operations Center 

80249 München 
Telefax: +49 89 30903-74675 

E-Mail: anmeldestelle@computershare.de 
 
Die Anmeldung kann auch über das Internet durch Nutzung des passwortgeschützten 
Aktionärsportals unter https://nexway-ag.com/de/jahreshauptversammlung/ erfolgen. Den 
Onlinezugang erhalten Aktionäre durch Eingabe ihrer Aktionärsnummer und des 
dazugehörigen Zugangspasswortes. 
 
Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt gemäß § 67 Abs. 2 Satz 1 AktG als Aktionär nur, wer als 
solcher im Aktienregister eingetragen ist. Für das Teilnahmerecht sowie für die Anzahl der 



 

einem Teilnahmeberechtigten in der Hauptversammlung zustehenden Stimmrechte ist 
demgemäß der Eintragungsstand des Aktienregisters am Tag der Hauptversammlung 
maßgeblich. Gemäß § 12.2 der Satzung finden Umschreibungen im Aktienregister am Tag der 
Hauptversammlung und in den letzten fünf Tagen vor der Hauptversammlung, d.h. im Zeitraum 
vom Ablauf des 8. August 2020 bis zum Schluss der Hauptversammlung, nicht statt. Deshalb 
entspricht der Eintragungsstand des Aktienregisters am Tag der Hauptversammlung dem 
Stand nach der letzten Umschreibung am 8. August 2020. Aktien werden durch eine 
Anmeldung zur Hauptversammlung nicht blockiert. Aktionäre können daher über ihre Aktien 
auch nach erfolgter Anmeldung zur Hauptversammlung weiter frei verfügen. 
 
Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass gemäß § 405 Abs. 3 Nr. 1 AktG ordnungswidrig 
handelt, wer Aktien eines anderen, zu dessen Vertretung er nicht befugt ist, ohne dessen 
Einwilligung zur Ausübung von Rechten in der Hauptversammlung benutzt. Da im Verhältnis 
zur Gesellschaft betreffend die Hauptversammlung am 14. August 2020 als Aktionär nur gilt, 
wer als solcher zu diesem Zeitpunkt im Aktienregister eingetragen ist, hat derjenige, der zuvor 
Aktien erwirbt, aber zum Zeitpunkt der Hauptversammlung noch nicht im Aktienregister 
eingetragen ist, kein Teilnahme- und Stimmrecht, wenn ihn der Veräußerer nicht zur Teilnahme 
an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts bevollmächtigt oder 
ermächtigt. Sämtliche Erwerber von Aktien der Gesellschaft, die noch nicht im Aktienregister 
eingetragen sind, werden daher gebeten, Umschreibungsanträge rechtzeitig zu stellen. 
 
Vollmachten; Verfahren für die Ausübung des Stimmrechts durch Bevollmächtigte 
 
Aktionäre, die die Hauptversammlung nicht persönlich verfolgen und/oder ihr Stimmrecht nicht 
persönlich ausüben möchten, können sich bei der Ausübung ihrer Rechte auch durch 
Bevollmächtigte, z. B. einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater 
oder eine andere Person, vertreten lassen. Voraussetzung für die Ausübung des Stimmrechts 
durch Bevollmächtigte ist die form- und fristgerechte Anmeldung zur Hauptversammlung. 
 
Die Teilnahme des Bevollmächtigten über das Aktionärsportal setzt voraus, dass der 
Bevollmächtigte über die für den Zugang erforderlichen Angaben verfügt. Diese kann er auf 
zwei Wegen erhalten.  
 
Der Aktionär kann dem Bevollmächtigten seine Aktionärsnummer und sein Zugangspasswort 
übermitteln. Die Nutzung der Aktionärsnummer und des Zugangspassworts durch den 
Bevollmächtigten gilt zugleich als Nachweis der Bevollmächtigung. Alternativ wird dem 
Bevollmächtigten, sofern die Vollmachtserteilung an ihn gegenüber der Gesellschaft erfolgt, 
ein eigenes Zugangspasswort zum Aktionärsportal zugesendet, das ihm die Teilnahme für den 
Aktionär erlaubt. 
 
Die Erteilung von Vollmachten, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 
gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform oder können elektronisch erfolgen und 
übermittelt werden, indem die unter 
 



 

https://nexway-ag.com/de/jahreshauptversammlung/ 
 
bereitgestellte Anwendung genutzt wird. 
 
Bevollmächtigte (mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) 
können nicht physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. Sie können das Stimmrecht für 
die von ihnen vertretenen Aktionäre lediglich im Wege der Briefwahl oder durch Erteilung einer 
(Unter-)Vollmacht an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft ausüben. 
 
Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und diesen durch das 
Aktiengesetz gleichgestellte Personen können im Rahmen der für sie bestehenden 
aktiengesetzlichen Sonderregelung (§ 135 AktG) abweichende Anforderungen an die ihnen zu 
erteilenden Vollmachten vorsehen. Diese Anforderungen können bei dem jeweils zu 
Bevollmächtigenden erfragt werden. 
 
Darüber hinaus bietet die Gesellschaft ihren Aktionären an, sich bei der Ausübung des 
Stimmrechts durch von der Gesellschaft benannte weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter 
vertreten zu lassen. Auch hier ist die form- und fristgerechte Anmeldung zur 
Hauptversammlung Voraussetzung für die Ausübung des Stimmrechts durch den 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft. Soweit Aktionäre die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter bevollmächtigen, müssen sie diesen in jedem Fall Weisungen für die 
Ausübung des Stimmrechts erteilen. Ohne diese Weisungen ist die Vollmacht ungültig. Die 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. 
 
Vollmachten und Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 
können elektronisch über das Aktionärsportal der Gesellschaft unter 
 

https://nexway-ag.com/de/jahreshauptversammlung/ 
 
erteilt werden. Diese Möglichkeit besteht bis zum Beginn der Abstimmung in der 
Hauptversammlung. 
 
Alternativ können Vollmachten und Weisungen an die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter unter Verwendung der von der Gesellschaft dafür vorgesehenen 
Vollmachtsformulare erteilt werden. Die Aktionäre erhalten diese Vollmachtsformulare mit den 
mit der Einladung übersandten Unterlagen. Die Vollmacht und die Weisungen für den von der 
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter sind aus organisatorischen Gründen spätestens 
bis zum 12. August 2020 (24:00 Uhr, Eingang bei der Gesellschaft) an die folgende Anschrift 
zu senden: 
 

Nexway AG 
c/o Computershare Operations Center 

80249 München 
Telefax: +49 89 30903-74675 



 

E-Mail: anmeldestelle@computershare.de 
 
Verfahren für die Ausübung des Stimmrechts durch Briefwahl 
 
Aktionäre können ihre Stimmen auch im Wege elektronischer Kommunikation oder schriftlich 
abgeben, ohne an der Hauptversammlung teilzunehmen (Briefwahl). Voraussetzung für die 
Ausübung des Stimmrechts durch Briefwahl ist die form- und fristgerechte Anmeldung zur 
Hauptversammlung. 
 
Für die elektronische Briefwahl steht das Aktionärsportal der Gesellschaft unter 
 

https://nexway-ag.com/de/jahreshauptversammlung/ 
 
bis zum Beginn der Abstimmung in der Hauptversammlung zur Verfügung. Zugangsdaten 
erhalten die Aktionäre mit den mit der Einladung übersandten Unterlagen. 
 
Alternativ können die Aktionäre für die Briefwahl auch das mit der Einladung zugesandte 
Formular benutzen. Die fernschriftlichen Stimmabgaben müssen spätestens bis zum 
12. August 2020 (24:00 Uhr, Tag des Eingangs) bei der Gesellschaft unter der folgenden 
Adresse eingegangen sein: 
 

Nexway AG 
c/o Computershare Operations Center 

80249 München 
Telefax: +49 89 30903-74675 

E-Mail: anmeldestelle@computershare.de 
 
Zugänglichmachen von Gegenanträgen und Wahlvorschlägen 
 
Gegenanträge von Aktionären zu den Beschlussvorschlägen von Vorstand und/oder 
Aufsichtsrat zu bestimmten Tagesordnungspunkten und Wahlvorschlägen zur Wahl des 
Abschlussprüfers sowie zur Wahl eines neuen Aufsichtsratsmitglieds werden – soweit sie den 
anderen Aktionären zugänglich zu machen sind – bei Nachweis der Aktionärseigenschaft 
unverzüglich im Internet unter 
 

https://nexway-ag.com/de/jahreshauptversammlung/ 
 
veröffentlicht, wenn sie mindestens 14 Tage vor dem Tag der Hauptversammlung, also bis 
spätestens zum Ablauf des 30. Juli 2020 (24:00 Uhr), der Gesellschaft an die folgende Adresse 
übersandt wurden: 
 

Nexway AG 
Vincenz-Prießnitz-Straße 3 

76131 Karlsruhe 



 

Telefax: +49 721 96458 99 
E-Mail: investors@nexway-ag.com 

 
Fragemöglichkeit 
 
Gemäß § 1 Abs. 1, Abs. 2 COVID-19-Gesetz wird den Aktionären eine Fragemöglichkeit im 
Wege der elektronischen Kommunikation eingeräumt. Der Vorstand der Gesellschaft hat mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats beschlossen, dass Fragen spätestens zwei Tage vor der 
Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind, um einen 
reibungslosen Ablauf der Hauptversammlung zu ermöglichen.  
 
Dementsprechend werden nur solche Fragen berücksichtigt, die bis spätestens zum Ablauf 
des 12. August 2020, 24:00 Uhr, über das Aktionärsportal der Gesellschaft unter 
 

https://nexway-ag.com/de/jahreshauptversammlung/ 
 
eingereicht werden. 
 
Die Fragenbeantwortung erfolgt durch den Vorstand in der Hauptversammlung. Dabei 
entscheidet der Vorstand gemäß § 1 Abs. 2 Satz 2 COVID-19-Gesetz nach pflichtgemäßem, 
freiem Ermessen, welche Fragen er wie beantwortet. 
 
Erklärung Widerspruch 
 
Aktionäre, die ihr Stimmrecht wie oben erläutert ausgeübt haben, haben abweichend von 
§ 245 Nr. 1 AktG die Möglichkeit, ohne Erscheinen in der Hauptversammlung Widerspruch 
gegen einen oder mehrere Beschlüsse der Hauptversammlung im Wege der elektronischen 
Kommunikation zu erklären. Eine gültige Erklärung des Widerspruchs setzt voraus, dass der 
Aktionär oder der Bevollmächtigte den Widerspruch unter Angabe des Beschlusses, gegen 
den sich der Widerspruch richtet, bis zum Ende der Hauptversammlung über das 
Aktionärsportal der Gesellschaft unter 
 

https://nexway-ag.com/de/jahreshauptversammlung/ 
 
einreicht. 
 
Weitergehende Erläuterungen/Veröffentlichungen auf der Internetseite der Gesellschaft 
 
Diese Einladung und weitere Informationen sind auf der Internetseite der Gesellschaft unter  
 

https://nexway-ag.com/de/jahreshauptversammlung/ 
 
abrufbar. 
 



 

Die Abstimmungsergebnisse werden nach der Hauptversammlung unter derselben 
Internetadresse bekannt gegeben. 
 
Informationen zum Datenschutz 
 
Die Nexway AG verarbeitet im Rahmen der Durchführung der Hauptsammlung folgende 
Kategorien Ihrer personenbezogener Daten: Kontaktdaten (z.B. Name oder die E-Mail-
Adresse), Informationen über Ihre Aktien (z.B. Anzahl der Aktien) und Verwaltungsdaten (z.B. 
die Anmeldebestätigungsnummer). Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten im 
Rahmen der virtuellen Hauptversammlung basiert auf Art. 6 Abs. 1 lit. c 
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO). Danach ist eine Verarbeitung personenbezogener 
Daten rechtmäßig, wenn die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung 
erforderlich ist. Die Nexway AG ist rechtlich verpflichtet, die Hauptversammlung der Aktionäre 
durchzuführen. Um dieser Pflicht nachzugehen, ist die Verarbeitung der oben genannten 
Kategorien personenbezogener Daten unerlässlich. Ohne Angabe Ihrer personenbezogenen 
Daten können Sie sich nicht zur Hauptversammlung anmelden. 
 
Für die Datenverarbeitung ist die Nexway AG verantwortlich. Die Kontaktdaten des 
Verantwortlichen lauten: 
 

Nexway AG 
Vincenz-Prießnitz-Straße 3 

76131 Karlsruhe 
Telefax: +49 721 96458 99 

E-Mail: asknet@extern.tacticx.com 
 
Personenbezogene Daten, die Sie betreffen, werden grundsätzlich nicht an Dritte 
weitergegeben. Ausnahmsweise erhalten auch Dritte Zugang zu diesen Daten, sofern diese 
von der Nexway AG zur Erbringung von Dienstleistungen im Rahmen der Durchführung der 
Hauptversammlung beauftragt wurden. Hierbei handelt es sich um typische 
Hauptversammlungsdienstleister (wie etwa HV-Agenturen, Rechtsanwälte oder 
Wirtschaftsprüfer). Die Dienstleister erhalten personenbezogene Daten nur in dem Umfang, 
der für die Erbringung der Dienstleistung notwendig ist. 
 
Im Rahmen des gesetzlich vorgeschriebenen Einsichtsrechts in das Teilnehmerverzeichnis der 
Hauptversammlung können andere Teilnehmer und Aktionäre Einblick in die in dem 
Teilnehmerverzeichnis über sie erfassten Daten erlangen. Auch im Rahmen von 
bekanntmachungspflichtigen Tagesordnungsergänzungsverlangen oder Gegenanträgen 
werden, wenn diese Anträge von Ihnen gestellt werden, Ihre personenbezogenen Daten 
veröffentlicht. 
 
Die oben genannten Daten werden je nach Einzelfall bis zu 3 Jahre (aber nicht weniger als 2 
Jahre) nach Beendigung der Hauptversammlung aufbewahrt und dann gelöscht, es sei denn, 



 

die weitere Verarbeitung der Daten ist im Einzelfall noch zur Bearbeitung von Anträgen, 
Entscheidungen oder rechtlichen Verfahren in Bezug auf die Hauptversammlung erforderlich. 
 
Für die virtuelle Hauptversammlung werden zusätzliche personenbezogene Daten in 
sogenannten „Logfiles“ verarbeitet, um die Virtualisierung technisch zu ermöglichen und deren 
Administration zu vereinfachen. Dies betrifft z.B. Ihre IP-Adresse, den von Ihnen verwendeten 
Webbrowser sowie Datum und Uhrzeit des Aufrufs. Die Daten werden - entsprechend dem 
vorstehenden Absatz - nach der Durchführung der Hauptversammlung in der 
Aktionärsdatenbank gespeichert und nach Fristablauf gelöscht. Die Gesellschaft verwendet 
diese Daten zu keinen anderen Zwecken als hier angegeben. 
 
Sie haben das Recht, über die personenbezogenen Daten, die über Sie gespeichert wurden, 
auf Antrag unentgeltlich Auskunft zu erhalten. Zusätzlich haben Sie das Recht, auf 
Berichtigung unrichtiger Daten, das Recht, die Einschränkung der Verarbeitung von zu 
umfangreich verarbeiteten Daten zu verlangen und das Recht auf Löschung von unrechtmäßig 
verarbeiteten bzw. zu lange gespeicherten personenbezogenen Daten (soweit dem keine 
gesetzliche Aufbewahrungspflicht und keine sonstigen Gründe nach Art. 17 Abs. 3 DSGVO 
entgegenstehen). Darüber hinaus haben Sie das Recht auf Übertragung sämtlicher von Ihnen 
an uns übergebenen Daten in einem gängigen Dateiformat (Recht auf „Datenportabilität“). 
 
Zur Ausübung Ihrer Rechte genügt eine entsprechende E-Mail an: asknet@extern.tacticx.com. 
 
Darüber hinaus haben Sie auch das Recht zur Beschwerde bei einer 
Datenschutzaufsichtsbehörde. 
 
Den Datenschutzbeauftragten der Gesellschaft erreichen Sie unter folgender Adresse: 
 

Nexway AG 
Datenschutzbeauftragter 

Vincenz-Prießnitz-Straße 3 
76131 Karlsruhe 

Tel.:  +49 721 964580 
Fax:  +49 721 9645899 

E-Mail: asknet@extern.tacticx.com 
 
Karlsruhe, im Juli 2020 
 
Nexway AG 
- Der Vorstand - 
 


